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1. Abwasserbeseitigung  

Gemäß § 55 Abs. 2 WHG soll das Niederschlagswasser von Grundstücken ortsnah 

versickert oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-

wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 

sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entge-

genstehen.  

Nach § 57 Abs. 1 WHG darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser (Direktein-

leitung) ins Gewässer nur erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Ab-

wassers so geringgehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kom-

menden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist.  

Die Siedlungsentwässerung umfasst nach heutigem Verständnis nicht nur geschlos-

sene, unterirdische Kanäle zur Abwasserableitung. Vielmehr sind nach den Grunds-

ätzen der Regenwasserbewirtschaftung Lösungen zu finden, um die qualitative Ände-

rung der Wasserbilanz bei zunehmender Bebauung so gering wie möglich zu halten. 

Dazu stehen unterschiedliche Konzepte (dezentral, zentral) zur Verfügung. Dies gilt in 

besonderem Maße für die Niederschlagsentwässerung mit den kombinierbaren Ele-

menten der Regenwasserbewirtschaftung 

Zur Umsetzung einer ökologisch orientierten Entwässerung sind vor einer Direktein-

leitung in ein Oberflächengewässer bei Vorliegen ausreichenden Flurabstands alle 

dezentralen und/oder zentralen Möglichkeiten der Versickerung in vollem Umfange 

auszuschöpfen. 

Auch bei gering durchlässigen Untergründen ist eine Versickerung (evtl. Teilversicke-

rung) nicht generell ausgeschlossen. Die Anwendungsgrenze kann erweitert werden, 

wenn die geringe Versickerungsrate durch ein vergrößertes Speichervolumen ausge-

glichen wird. 

Die Versickerung des Niederschlagswassers auf den privaten Grundstücken muss 

schadlos sein, es muss ausreichend Fläche für eine oberirdische Versickerungsanla-

ge vorhanden sein. Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächen-

haft oder in Mulden auf mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das 

Grundwasser versickert wird. Diese Art der Versickerung ist in Wohngebieten erlaub-

nisfrei. 

2. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die Anforderungen der AwSV 

(Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vom 

18.04.2017) einzuhalten. Hier werden auch besondere Anforderungen an Erdwärme-

sonden und -kollektoren, Solarkollektoren, Kälteanlagen und an unterirdische Ölka-

bel- und Massekabelanlagen gestellt. 
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3. Geotechnische Hinweise  

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am Landesamt für Geologie, Rohstof-

fe und Bergbau (LGRB) vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich quartärer 

Lockergesteine (Auenlehm, holozäne Abschwemmmassen, Lösslehm) mit im Detail 

nicht bekannter Mächtigkeit. Darunter werden die Gesteine der Grabfeld-Formation 

(Gipskeuper) erwartet. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-

gung geeignet sind, einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-

nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-

rungsbodens sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhal-

ten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können 

dort zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurab-

stand kann bauwerksrelevant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 

sind nicht auszuschließen. Bzgl. Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 

wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstel-

lung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 

Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. 

von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versi-

ckerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur 

Versickerung) möglichst Abstand genommen werden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-

arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 

Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, 

bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 

Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 

bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

4. Archäologische Denkmalpflege 

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich in räumlicher Nähe zu dem archäolo-

gischen Denkmal „Neuzeitliche Lärmenlöcher“ (Listen Nr. MA 33, ADAB ID 

100682329) nach § 2 DSchG.  

Sollten bei der Durchführung der Maßnahmen archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde oder Gemeinde umge-

hend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Kera-

mikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 

auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-

zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 

oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 

einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 
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hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 

zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

5. Artenschutz bei Baumaßnahmen  

Es wird auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des seit 01.03.2010 geltenden 

Bundesnaturschutzgesetzes hingewiesen. Insbesondere zu beachten sind die Ver-

botstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG. Bei Baumaßnahmen sind 

rechtzeitig durch fachkundige Personen mögliche Vorkommen zu untersuchen und 

die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen durchzuführen. Dies gilt für Jedermann, 

also auch für Privatpersonen. 

Die Bestimmung gelten ergänzend zu den zu vorliegenden Satzungen durchgeführ-

ten artenschutzrechtlichen Prüfungen und sind bei Einzelvorhaben zu beachten. Ggf. 

sind die Gutachten und Maßnahmen in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde zu 

aktualisieren bzw. zu ergänzen.  

Erforderliche Nisthilfen sind nach Anbringen dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

Hierfür ist eine jährliche Reinigung innerhalb der Wintermonate (November-Januar) 

vorzunehmen. Ein Monitoring in Form einer Nistkastenkontrolle im Folgejahr der An-

bringung ist durchzuführen. Bei Annahme durch mind. 2 Brutpaare ist kein weiteres 

Monitoring erforderlich. Bei Nicht-Annahme nach drei Jahren sind nachsteuernde 

Maßnahmen zu ergreifen. 


